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ISSN 0455 - 0420Die Institute haben in ihren vergangenen Analysen des Transformationsprozesses in der Republik
Belarus zwei Charakteristika hervorgehoben: Zum einen besteht ein ausgeprägtes Mißtrauen politi-
scher Entscheidungsinstanzen gegenüber marktwirtschaftlichen Regelsystemen und Institutionen.
Daraus resultierte eine Fülle diskretionärer Eingriffe mit dem Ziel, die Reformen zu verlangsamen
und im Zweifel zu revidieren. Zum anderen wird eine möglichst enge politische wie wirtschaftliche
Anlehnung an Rußland gesucht, um den Zugang zu billiger Energie und zu Absatzmärkten wiederzu-
erlangen. Damit hat sich Belarus bislang deutlich gegen eine weltwirtschaftliche Öffnung im allge-
meinen und eine Anbindung an Westeuropa im besonderen entschieden, so wie sie von allen Nach-
barn verfolgt werden. Im Ergebnis ist die Reformzäsur an der Grenze zwischen Belarus und seinen
Nachbarn schärfer geworden. Dabei erscheint das Land aufgrund seiner geographischen Lage und
des hohen Bildungs- und Ausbildungsstandes seiner Bevölkerung prädestiniert zu sein, den mittel-
und osteuropäischen Reformländern zu folgen. Aus ökonomischer Sicht spricht dafür vor allem die
Tatsache, daß Belarus einen nur kleinen heimischen Markt besitzt und als traditioneller Fertigwaren-
produzent auf Exportmärkte angewiesen ist. Offenheit und Reformfreudigkeit sollten daher für die
Entscheidungsträger oberstes Gebot sein. Statt dessen muß man ein eklatantes Maß an Reformwider-
stand konstatieren.
Die im vorliegenden Herbstbericht jüngste Entwicklung zeigt, daß der Reformwiderstand sogar in
gezielte Reformrückschritte umschlägt. Dazu trägt bei, daß der politische Entscheidungsprozeß von
schwerwiegenden Konflikten zwischen dem Präsidenten einerseits und dem Parlament beziehungs-
weise Verfassungsgericht andererseits überschattet wird. Im Zuge der Konflikte werden Medien und
Statistik für politische Interessen instrumentalisiert. Dies beeinträchtigt eine unabhängige Analyse
des wirtschaftspolitischen Transformationsprozesses.
I. Produktion, Investitionen, Preise
Die offizielle weißrassische Statistik weist tra-
ditionell zahlreiche Lücken und Inkonsistenzen
auf. Die Inkonsistenzen sind im laufenden Jahr
eher noch größer geworden. So zeigt die Stati-
stik für den Zeitraum Januar-Juli 1996 einen
geringfügigen Anstieg des Bruttoinlandspro-
dukts (BIP) um 0,2 vH (Tabelle 1). Demnach
wäre der seit 1991 andauernde Schrumpfungs-
prozeß zu einem Ende gekommen. Dies ent-
spricht zwar den politischen Vorgaben, denn
ein Präsidentenerlaß vom Jahresbeginn „pro-
gnostiziert" ein Wachstum zwischen 0 und
1 vH. Es steht aber im Widersprach zu der Aus-
sage der Statistik, daß gleichzeitig die Investi-
tionen, der Konsum der privaten Haushalte, die
realen Staatsausgaben und auch der Außenbei-
trag gesunken sind, teilweise sogar erheblich.
Auch höhere Lagerinvestitionen, für die es vie-
le Hinweise gibt, können keinesfalls die Verlu-
ste bei den wichtigen Verwendungsaggregaten
ausgeglichen haben. Tatsächlich dürfte sich da-
her im 1. Halbjahr 1996 der Rückgang der wirt-
schaftlichen Aktivitäten in Belarus fortgesetzt
haben.
1
Das Investitionsvolumen (Bauten und Ausrü-
stungen) ging in den Monaten Januar-Juli 1996
gegenüber der entsprechenden Vorjahresperio-
de um 15 vH zurück (1995: -31 vH; vgl. Tabel-
le 1), darunter die Bauinvestitionen um 21 vH
(1995: -35 vH). Der Anteil der Bauinvesti-
tionen an den gesamten Investitionen betrag
54 vH (1995: 55 vH). Im staatlichen Sektor, in
dem weder die Kolchosen noch die in Ak-
tiengesellschaften umgewandelten ehemaligen
Staatsbetriebe enthalten sind, wurden etwa drei
Viertel aller Investitionen getätigt. Bei der Fi-
nanzierung der Investitionen dominierten im
1. Halbjahr 1996 die Eigenmittel der Unterneh-
men mit einem Anteil von 48 vH (1995:
50 vH). Hervorzuheben ist, daß sich die Ge-
winnsituation der Unternehmen im bisherigen
Jahresverlauf verschlechtert hat. Der Anteil der
Gewinne am BJP sank im 1. Halbjahr 1996 auf
15,7 vH (1995: 19,5 vH).




















aJanuar-Juli 1996 zu Januar-Juli 1995.
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Quelle: Gosudarstvennyj Komitet (1993: 161, 165), Ministerstvo Statistiki i Analiza (1994: 16 f.; 1995a: 17 f.; 1995b: 5 ff.,
74; 1995d: 8 ff., 197; 1995e: 18 ff., 55, 180 ff.; 1996a: 5 ff., 75; 1996b: 5 ff., 88,138 ff.; 1996e: 27 ff, 182 ff.; 1996f: 27 ff,
182 ff.).















































































































Quelle: Ministerstvo Statistiki i Analiza (1995e: 154,158 f.; 1996e: 160,164 f.).
Ein starker Rückgang wurde wie bereits in
den Vorjahren bei den Investitionen in die
Landwirtschaft verzeichnet (-22 vH; vgl. Ta-
belle 2). Dir Anteil an den gesamten Investi-
tionen ging seit 1990 von 29 vH auf 7 vH zu-
rück. Die Investitionen in die Industrie, die
34 vH des Investitionsvolumens ausmachten
(1990: 24 vH), blieben im 1. Halbjahr 1996 ge-
genüber dem entsprechenden Vorjahreszeit-
raum konstant. Der Rückgang bei den Investi-
tionen in den Wohnungsbau belief sich gegen-
über dem 1. Halbjahr 1995 auf 27 vH. Der An-
teil der Investitionen in den Wohnungsbau an
den Gesamtinvestitionen betrag im 1. Halbjahr
1996 22 vH (1990: 20 vH). Weit überdurch-
schnittliche Rückgänge wurden bei den Investi-
tionen in die Bauwirtschaft (-41 vH), in die
Kommunalwirtschaft (-37 vH), in das Bil-Tabelle 3 - Entwicklung der Industrieproduktion in konstanten Preisen nach Branchen 1990-1996 (Veränderungen gegen-

















































































Quelle: Ministerstvo Statistiki i Analiza (1996e: 105; 1996f: 105 f.).
dungswesen (-39 vH), in Kultur und Kunst
(-59 vH) und in die Wissenschaft (-78 vH) ver-
zeichnet. Entgegen der allgemeinen Entwick-
lung gab es einen Zuwachs bei den Investi-
tionen in das Nachrichtenwesen (119 vH).
3
Für die Industrie wird für die ersten sieben
Monate des Jahres 1996 gegenüber dem ent-
sprechenden Vorjahreszeitraum ein Produk-
tionszuwachs von 2,7 vH ausgewiesen (1995:
-11,9 vH; vgl. Tabelle 3). Der Anstieg der Pro-
duktion war auf Nachfrage aus der GUS und
auf Lagerinvestitionen zurückzuführen.
4
Den bei weitem höchsten Produktionszu-
wachs aller Industriezweige wies im Zeitraum
von Januar bis Juli die Eisen- und Stahlindu-
strie auf (31,4 vH; 1995: -1,4 vH). Dies dürfte
vorwiegend auf den Anstieg der Exporte von
Metallen in die GUS im 1. Halbjahr um knapp
50 vH zurückzuführen sein. Auch die Produk-
tionszuwächse von 10,9 vH (1995: 8,9 vH) im
Zeitraum Januar-Juli 1996 in der Chemie und
Petrochemie und von 9,4 vH (1995: 10,7 vH) in
der Brennstoffindustrie hängen überwiegend
mit dem Anstieg der Exporte (chemische und
petrochemische Erzeugnisse: 6,5 vH; minerali-
sche Erzeugnisse: 50 vH) zusammen (Mini-
sterstvo Statistiki i Analiza 1996g: 49 ff.).
Die Belebung der Industrieproduktion hat
sich jedoch nicht in einem entsprechenden An-
stieg der gesamtwirtschaftlichen Wertschöp-
fung niedergeschlagen. Einem leichten Anstieg
der Reallöhne stand ein Rückgang der Gewinne
gegenüber. Sogar die nominalen Gewinne in
der Industrie lagen im 1. Halbjahr 1996 trotz
eines Anstiegs der Erzeugerpreise um 44 vH
(Januar-Juni 1996 zu Januar-Juni 1995) etwas
niedriger als im entsprechenden Vorjahreszeit-
raum.
5 Das bedeutet, daß ein Anstieg oder eine
Aufrechterhaltung unrentabler Produktion nur
über versteckte Subventionen und zentralisierte
Kredite möglich wurde.
Die monatlichen Preissteigerangsraten blie-
ben im bisherigen Jahresverlauf deutlich im
einstelligen Bereich (Tabelle 4). Im Juli 1996
lagen die Verbraucherpreise um 44 vH über
dem Niveau vom Juli 1995 (Nahrangsmittel:
46 vH; übrige Konsumgüter: 44 vH; Dienstlei-
stungen: 36 vH). Bei den industriellen Erzeu-
gerpreisen kam es im Zeitraum von Juli 1995
bis Juli 1996 zu einem Anstieg um 34 vH.
Tabelle4-Daten zur Preisentwicklung 1994-1996 (Ver-



















































































Quelle: Ministerstvo Statistiki i Analiza (1995e: 191, 204;
1996e: 193, 207; 1996f: 193, 207).II. Einkommen, Löhne, Arbeitsmarkt
Die realen Geldeinkommen der privaten Haus-
halte sind 1996 weniger stark als im Vorjahr
gesunken. Im 1. Halbjahr lagen sie um 3 vH
unter dem Vorjahresniveau, im Juli nur noch
um 1 vH. Im Zeitraum Januar-Juli 1995 hatte
der Rückgang 30 vH und im Gesamtjahr 1995
13 vH gegenüber der entsprechenden Vorjah-
resperiode betragen. Bei gleichzeitiger Erhö-
hung des gesamtwirtschaftlichen Reallohns im
Vorjahres vergleich um etwa 3 vH verschob
sich die Einkommensstruktur der privaten
Haushalte wieder etwas zugunsten der Löhne.
Der Anteil der sonstigen Einkommen (u.a. Un-
ternehmereinkommen) nahm von 29,4 vH auf
24,7 vH ab (Tabelle 5).
6
Der Rückgang der realen Geldeinkommen
war mit einer Verringerung des Anteils der Kon-
sumausgaben verbunden. Dagegen erhöhte sich
der Anteil der Ersparnis der privaten Haushalte
an der Einkommensverwendung (Tabelle 5).
Die Struktur der Löhne nach Branchen hat
sich gegenüber dem Vergleichszeitraum des
Vorjahres stark verändert. Offensichtlich wurde
die staatliche Lohnfestsetzung im öffentlichen
Sektor dazu genutzt, die Löhne in Branchen mit
einem niedrigen Ausgangsniveau überdurch-
schnittlich zu steigern. Das betrifft vor allem
die Bereiche Sozial- und Bildungswesen sowie
Kultur und Kunst. Es erhöhte sich aber auch
das relative Lohnniveau in der Wissenschaft,
das bislang bereits über dem Durchschnitt lag.
In der Mehrzahl der nicht der staatlichen Lohn-
regulierang direkt unterliegenden Branchen hat
sich die Relation zum Durchschnitt nicht ver-
ändert. Die niedrigsten Löhne werden wie bis-
her in der Landwirtschaft und im Sozialwesen,
die höchsten im Bankgewerbe und in der staat-
lichen Verwaltung gezahlt (Tabelle 6).
Ende Juni 1996 lag die Zahl der Beschäftig-
ten mit 4,1 Mill. um knapp 1,5 vH unter dem
Niveau des Dezembers 1995 (Tabelle 7 sowie
Ministerstvo Statistiki i Analiza 1996f: 59). Die
grundsätzlichen Probleme des weißrassischen
Arbeitsmarktes blieben ungelöst. Dem offiziell
ausgewiesenen Rückgang des BIP von 37 vH
seit 1990 stand bis Ende 1995 ein Rückgang
der Beschäftigung von 14 vH gegenüber. Die
Durchschnittsproduktivität ist bis 1995 gegen-
über 1990 um 27 vH gesunken: Das verweist
auf extrem hohe Beschäftigungsreserven in den
Betrieben, denen keine entsprechende Arbeits-
nachfrage etwa eines expandierenden privaten
Sektors gegenübersteht. Die Zahl der Arbeits-
losen nahm seit Jahresbeginn 1996 um 45 000
Personen zu und erreichte 176 000 im Juni
1996. Dies entspricht nach der weißrassischen
Tabelle 5 - Struktur der Geldeinkommen und -ausgaben der privaten Haushalte 1993-1996 (vH)
Einkommen insgesamt
Lohneinkommen
Einkommen aus dem Verkauf landwirtschaftlicher Produkte
Renten, Stipendien, soziale Transfers
Zuwendungen aus dem Finanzsystem (Kredite, Zinsen, Versicherungs-
leistungen)
Sonstige Einkommen (Unternehmertätigkeit, übrige Einkommen)
Verwendung der Einkommen
Konsumausgaben
Abführungen an das Finanzsystem (Versicherungsbeiträge, Kredit-
tilgungen, Zinszahlungen, sonstige Beiträge, Steuern)
Buch-, Wertpapiersparen, Devisenkäufe

























aFür das Jahr 1995 liegen zwar statistische Angaben vor, jedoch sind sie nicht konsistent mit
1. Halbjahr 1995. —
 bAus dem Vergleich der Daten für die Jahre 1994 und 1995 und
Respublika Belarus' v zifrach 1995 — ist anzunehmen, daß die sonstige Verwendung


























den zuletzt veröffentlichen Angaben zum
den Jahresangaben im Statistischen Jahrbuch —
in den Vorjahren (1994: etwsi 5 vH, 1995: etwa






























1094,1 172 100 100 100
1 173,1 171 106 106 107
1241,7 171 122 .114 113
655,6 172 64 62 60
596,8 172 59 58 55
995,4 165 77 96 91
1394,3 173 117 124 127
1 195,7 153 96 122 109
1323,5 149 138 139 ,121
960,1 192 88 80 88
1427,0 168 147 132 130
1211,0 176 88 100 111
1050,7 183 82 86 97
632,5 183 55 53 58
957,7 182 80 79 88
852,1 186 68 69 78
803,1 183 69 68 73
1248,7 189 99 108 . 114
2 257,6 156 238 225 206
1541,1 157 125 157 141
Quelle: Ministerstvo Statistiki i Analiza (1996b: 9; 1996f: 66 ff).
Methodik einer Arbeitslosenquote von 3,7 vH
(Tabelle 7).
7 Die Zahl der als frei gemeldeten
Stellen ging zurück. Im Juni 1996 standen einer
freien Stelle standen 11 registrierte Arbeitslose
gegenüber; das sind doppelt soviel wie im Vor-
jahr. Während in Minsk auf eine gemeldete
Stelle nur 3 Arbeitslose kommen, schwankt die
Zahl in anderen Gebieten zwischen 10 und 19.



















''Bezogen auf die wirtschaftlich aktive Be-
Quelle: Ministerstvo Statistiki i Analiza (1996f: 63, 64).
Im Zusammenhang mit dem Produktions-
rückgang ist zwischen 1990 und 1995 eine sin-
kende Beschäftigung in der Industrie (-24 vH),
im Transportwesen (-18 vH) und vor allem im
Baugewerbe (-47 vH) eingetreten (Tabelle 8).
Die sinkende Personalstärke im Großhandel
(-27 vH) sowie in der Wissenschaft (-55 vH)
und zunehmende Beschäftigung im Bank- und
Versicherungsgewerbe (62 vH), im Einzelhan-
del und im Gaststättengewerbe (32 vH) sowie
in der WohnungsWirtschaft (16 vH) spiegeln
vor allem sektorale Veränderungen beim Auf-
bau marktwirtschaftlicher Strukturen wider.
Gleichzeitig ist aber — zumindest statistisch —
die Beschäftigtenzahl in der staatlichen Ver-
waltung gestiegen, und zwar um 35 vH gegen-
über 1990. Dies könnte allerdings auch ein Ef-
fekt der Reorganisation in der Verwaltung der
Betriebe sein. Im 1. Halbjahr 1996 standen dem
Rückgang der Personalstärke in der Industrie
(-3 vH), im Baugewerbe (-6 vH), im Großhan-
del (-4 vH) und in der Wissenschaft (-3 vH)
Personalerhöhurigen in der Forstwirtschaft
(5 vH), im Wohnungswesen (6 vH) sowie in


































4 143,5 85,6 98,5 100,0 100,0
1 249,6 76,4 96,9 30,9 27,6
809,7 85,6 98,2 19,1 19,1
26,1 119,3 105,2 0,4 0,6
244,2 81,5 99,3 6,0 5,7
58,4 102,2 101,0 1,1 1,4
299,0 53,0 93,7 11,1 6,9
294,7 131,9 99,3 6,4 9,8
37,6 73,3 96,4 1,0 0,9
139,3 115,9 105,6 2,9 4,0
290,0 107,0 101,1 5,2 6,5
252,8 88,8 100,7 5,4 5,6
390,4 96,2 101,5 8,4 9,5
52,1 99,1 100,4 1,1 1,3
11,8 80,1 106,3 0,3 0,3
47,6 44,5 97,3 2,0 1,0
50,4 161,7 99,0 0,6 1,1
67,9 , 135,0 101,5 1,0 1,5
Quelle: Ministerstvo Statistiki i Analiza (1996f: 59 ff.), eigene Berechnungen.
III. Öffentliche Haushalte
Die Situation der öffentlichen Haushalte hat
sich im 1. Halbjahr 1996 weiter zugespitzt; der
deutliche Rückgang der Haushaltseinnahmen
hielt an (Tabelle 9). Auch 1996 wurde auf die
verschlechterte Einnahmesituation mit Ausga-
benkürzungen, Ausgabenverlagerung und Zah-
lungsverzögerungen gegenüber staatlichen Be-
trieben und privaten Haushalten reagiert. Nach
den ersten sechs Monaten lag das Kassende-
fizit
8 des konsolidierten Haushalts bei 2,6 vH
des BIP. Damit wurde der auf eine formale De-
fizitbegrenzung ausgerichtete finanzpolitische
Kurs beibehalten und zugleich das Auftreten
einer offenen Finanzkrise verhindert.
Der reale Rückgang der Gesamteinnahmen
des konsolidierten Haushalts (Anteil 1995:
30 vH des BIP; 1. Halbjahr 1996: 28 vH) wurde
von einem Anstieg der Steuerrückstände be-
gleitet. Ende Juni 1996 belief sich die Gesamt-
summe der Steuerrückstände auf ll,5vH der
Gesamteinnahmen bzw. 3,5 vH des BIP (Minsk
Economic News Nr. 16 aus 1996). Da über das
Ausmaß der Zahlungsrückstände des Budgets
gegenüber den privaten Haushalten und den
Unternehmen keine Angaben vorliegen, bleibt
unklar, ob sich die öffentlichen Haushalte in
einer Nettogläubigerposition befinden. Wich-
tigste Einnahmequelle war im 1. Halbjahr 1996
die Mehrwertsteuer. Der Anteil der indirekten
Steuern an den Gesamteinnahmen des konsoli-
dierten Haushalts
9 wäre bei fristgerechter Ab-
führung von Seiten der Unternehmen noch deut-
lich höher gewesen; allein bei der Mehrwert-
steuer beliefen sich die Steuerrückstände auf
1,3 vH des BIP bzw. knapp 5 vH der Gesamt-
einnahmen (Ministerstvo Statistiki i Analiza
1996b: 70). Während die privaten Haushalte
einen erheblichen Teil der Steuereinnahmen fi-
nanzierten, wurden die Unternehmen entlastet;























































































































































































































. — ''Aufgrund erheblicher Revisionen
































des Datenmaterials weichen diese
Quelle: Ministerstvo Statistiki i Analiza (1996b: 8, 69; 1996f), eigene Berechnungen.
nahmen ist im Vergleich zum Vorjahr stark ge-
sunken. In dieser Entwicklung spiegelt sich
zum einen die verschlechterte Gewinnsituation
der Unternehmen wider. Zum anderen traten zu
Jahresbeginn Steuerentlastungen für die Unter-
nehmen in Kraft (Öelovek i ekonomika Nr. 1
aus 1996). Darüber hinaus wurden einzelnen
Branchen bzw. Unternehmen Ad-hoc-Steuer-
vergünstigungen gewährt. Mittels dieser selek-
tiven Steuerpolitik konnten einzelne Unterneh-
men oder Branchen mit zusätzlicher Liquidität
versorgt werden. Trotz der Sonderregelungen
für Einzelunternehmen beliefen sich die Ge-
winnsteuerrückstände auf 0,6 vH des BIP bzw.10
2 vH der Gesamteinnahmen. Der Anteil der
Einkommensteuer natürlicher Personen am Ge-
samtsteueraufkommen ist zwar gegenüber dem
Vorjahr gestiegen. Dennoch bleiben die Ein-
nahmen aus dieser Steuerart relativ unbedeu-
tend.
Die Gesamtausgaben des konsolidierten
Haushalts beliefen sich im 1. Halbjahr 1996 auf
etwa 30 vH des BIP. Angaben über die Ausga-
benstruktur liegen nur für die ersten fünf Mona-
te vor (Ministerstvo Statistiki i Analiza 1996b:
69). Danach waren die Ausgaben für die Volks-
wirtschaft, d.h. für Investitionen und Subven-
tionen, gegenüber dem Vorjahr weiter rückläu-
fig (1995: 6,9 vH des BIP, 1. Halbjahr 1996:
5,1 vH). Den größten Posten stellten die Ausga-
ben für die soziale Sicherung, Bildung und Kul-
tur mit einem Anteil von 15,4 vH des BIP bzw.
51 vH der Gesamtausgaben dar. Nach den vor-
liegenden Angaben waren bis Ende Mai 1996
bereits 76 vH der im Haushaltsgesetz für diesen
Posten vorgesehenen Mittel verausgabt worden.
Für das Anwachsen dieses Ausgabenpostens
dürften im wesentlichen Transfers in den de-
fizitären außerbudgetären Sozialversicherungs-
fonds verantwortlich gewesen sein.
1
0 Insgesamt
ist bei relativ konstanten Ausgaben für die Fi-
nanzierung der Rechtsorgane (2 vH des BIP)
und für die Verwaltung (1 vH) die Bedeutung
der konsumtiven Ausgaben weiter gewachsen.
Das Defizit soll nach dem Haushaltsgesetz
vor allem durch Zentralbankkredite finanziert
werden (mehr als 50 vH des erwarteten Defi-
zits) (Vedomosti Verchovnogo Soveta Respu-
bliki Belarus'Nr. 13-14 aus 1996). Dabei wird
davon ausgegangen, daß jeweils etwa 25 vH
des Defizits durch die Ausgabe von Staatspa-
pieren und den Zufluß ausländischer Kredit-
mittel gedeckt werden können.
1
1 Inzwischen ist
abzusehen, daß westliche Kredite nicht zur
Verfügung stehen werden. Eine entsprechend
stärkere Bedeutung kommt damit der Bereit-
schaft Rußlands zu, Gaslieferungen zu kreditie-
ren und so indirekt den weißrussischen Staats-
haushalt zu alimentieren. Sollten sich diese
Hoffnungen zerschlagen, so kommt Belarus
nicht umhin, eine nachhaltige Haushaltskonso-
lidierung — einschließlich des quasi-fiskali-
schen Defizits — einzuleiten.
In der derzeitigen Situation ist besonders
eine Abkehr von der Praxis ständiger Verände-
rungen des Steuerrechts und der Ad-hoc-Rege-
lungen für einzelne Unternehmen erforderlich.
Nach dem Unionsvertrag mit Rußland ist eine
Angleichung der Steuersysteme bis zum Januar
1997 vorgesehen. Angesichts ähnlicher Einnah-
meprobleme in beiden Staaten wird es darauf
ankommen, die angestrebte Vereinheitlichung
des Steuerrechts zur Vereinfachung und Ver-
besserung zu nutzen. Bislang wurden jedoch
keine konkreten Schritte in diese Richtung un-
ternommen, so daß die fristgerechte Umsetzung
des Vertrages fragwürdig erscheint; dies um so
mehr, als Rußland erst für das Jahr 1998 eine
substantielle Steuerreform anstrebt.
IV. Geld- und Kreditpolitik
Nach ersten Erfolgen mit der monetären Stabi-
lisierung im Jahr 1995 wurde 1996 ein neuer




kommt in einer Änderung der Zins- und Kredit-
politik der Notenbank zum Ausdruck. Nachdem
in den letzten Monaten von 1995 Zentralbank-
kredite in erster Linie über Auktionen vergeben
worden waren, wurden im 1. Halbjahr 1996
rund 60 vH der Zentralbankmittel wieder in
Form von zentralisierten Krediten vergeben.
Der Anteil dieser niedrig verzinsten Kredite an
dem Bestand der Zentralbankkredite stieg allein
im 1. Quartal 1996 von 55 auf 76 vH gegenüber
Ende 1995 an. Gleichzeitig wurde die bereits
1995 begonnene Zinssenkungspolitik fortge-
setzt. Der offizielle Refinanzierungszins wurde
im April von 66 auf 54 % und Anfang Septem-
ber weiter auf 35 % reduziert (Nacyjanal'naja
Ekonomicnaja Gazeta vom 4. September 1996:
2). Damit bleibt eine erhebliche Zinsdifferenz
zu Rußland, wo der offizielle Refinanzierungs-11
zins ein Mehrfaches der weißrussischen Sätze
beträgt (Schaubild 1), bestehen. Die Zinssen-
kung erfolgte auf Anordnung des Präsidenten
gegen den Widerstand der Notenbank und do-
kumentiert einen weiteren Autonomieverlust
der Bank. Zu diesem Verlust trägt auch bei, daß
bestimmte Sektoren der Volkswirtschaft wieder
verstärkt durch die zentralisierten Kredite sub-
ventioniert werden. Beispielsweise beträgt der
zulässige Mindestzins für Kredite an die Agro-
prombank oder die Promstroibank nur 1 bzw.
14 % per annum.
Schaubild 1 - Monatliche reale Refinanzierungszinsen in




Tabelle 10- Wachstumsraten der Geldmengenaggregate












1 23 456 7B91011121 234567B
1995 1996
aDeflationiert mit dem Erzeugerpreisindex. — ''Weißrussischer Zins-Russi-
scher Zins, unter Berücksichtigung der Wechselkursänderung im jeweiligen
Monat.
Quelle: Arbeitsunterlagen des Internationalen Währungs-
fonds und der weißrussischen Zentralbank, eigene Berech-
nungen.
Die expansive Kreditpolitik der Zentralbank
kam im 1. Halbjahr 1996 in einem Anstieg der
Notenbankkredite von durchschnittlich 38 vH
pro Quartal zum Ausdruck, was angesichts der
gesunkenen Inflationsrate auch real einen er-
heblichen Anstieg bedeutete (Tabelle 10). Der
















































aDie Zeitreihen wurden gegenüber früheren Berichten revidiert. Durch-
schnittliche Quartalswerte für 1992-1995 und das 1. Halbjahr 1996. —
bNettokredite. Da für das 1 Halbjahr 199f lediglich Angaben über die
Brattokreditvergabe vorlagen, ist ein Rückschluß auf die Entwicklung in
den einzelnen Quartalen nicht möglich. —
 cEinschließlich
ländischer Währung. — ^Kredite der Geschäftsbanken.
Konten in aus-
Quelle: Arbeitsunterlagen des Internationalen Währungs-
fonds und der weißrussischen Zentralbank, eigene Berech-
nungen.
deutlich an. Daß die geldpolitische Lockerung
noch nicht in einem stärkeren Anstieg der Geld-
menge und damit in der Inflationsrate zum Aus-
druck gekommen ist, läßt sich auf Verände-
rungen des Geldangebots- und Geldnachfrage-
prozesses zurückführen. Auf der Angebotsseite
setzte sich — als Folge der Wechselkursstabi-
lisierung — die Abnahme der Devisenreserven
der Notenbank fort. Die Währungsreserven der
Zentralbank sanken allein im 1. Halbjahr 1996
um rund 40 vH. Von den Auslandsaktiva ging
somit ein dämpfender Einfluß auf die Geldbasis
aus, deren Wachstum im 1. Halbjahr 1996 al-
lein von der Expansion der inländischen Aktiva
der Zentralbank bestimmt wurde (Tabelle 11).
Ferner ist der Geldschöpfungsmultiplikator ge-
sunken; eine gegebene Erhöhung der Geldbasis
führte daher zu einer geringeren Erhöhung der
weiter gefaßten Geldmenge M3.
1
3 Auf der
Geldnachfrageseite hat eine zumindest seit dem
3. Quartal 1995 andauernde Erhöhung der
Kassenhaltung, d.h. ein Sinken der Umlaufge-
schwindigkeit des Geldes, das Inflationspoten-
tial der Geldmengenausweitung begrenzt. Diese
erhöhte Kassenhaltung ist als Reaktion auf das
Sinken der Inflation und die Durchsetzung posi-
tiver Zinsen auf neue Einlagen bei den Banken
seit März 1996 zu erklären. Noch immer ist der
Monetisierungsgrad der weißrussischen Volks-
wirtschaft mit einem Volumen von M3 in Höhe
von 15,6 vH des BIP jedoch sehr gering.12
Tabelle 11 - Herkunft und Verwendung der Zunahme der




































Quelle: Arbeitsunterlagen des Internationalen Währungs-
fonds, eigene Berechnungen.
Die Ausweitung zentralisierter Kredite und
die damit verbundene selektive Vergabe von
Krediten zu negativen Realzinsen bedeuten ei-
nen erheblichen Rückschritt auf dem Weg zu
einem marktwirtschaftlich organisierten Ban-
ken- und Finanzsystem. Solange das Bankensy-
stem dazu benutzt wird, den Fortbestand wei-
cher Budgetbeschränkungen für einzelne Unter-
nehmen und Sektoren zu sichern, können drin-
gend erforderliche strukturelle Reformen nicht
umgesetzt werden. Ein Indikator dieser weichen
Budgetbeschränkungen ist der hohe und noch
immer steigende Umfang der Verbindlichkeiten
der Unternehmen (Ministerstvo Statistiki i
Analiza 1996c, 1996f)
1
4 In den ersten sieben
Monaten von 1996 stieg der reale Wert dieser
Verbindlichkeiten um rund 25 vH an; der Wert
der Zahlungen, die bereits mehr als drei Monate
überfällig waren, betrug im Mai etwa 120 vH
des Volumens der Geldmenge M3. Die um sich
greifende Zahlungsunfähigkeit der Unterneh-
men kommt verstärkt auch in Kreditausfällen
bei den Banken zum Ausdruck. Der offiziell
ausgewiesene Anteil notleidender Kredite an
den Kreditportfolios der Banken ist allein im
Verlauf der ersten acht Monate des Jahres 1996
von 11,3 auf 15,4 vH angestiegen; bei Anwen-
dung marktwirtschaftlicher Bilanzierungskrite-
rien dürfte dieser Wert noch deutlich höher
liegen.
In dieser Situation wäre ein umfassendes Re-
formkonzept erforderlich, das die Durchsetzung
eines Konkursgesetzes, die Rekapitalisierung
und Privatisierung der Geschäftsbanken sowie
die Einführung international üblicher Bewer-
tungsstandards umfassen muß. Im Gegensatz
dazu wird derzeit versucht, die Stabilität des
Bankensystems durch administrative Eingriffe
in die Autonomie der Banken aufrechtzuer-
halten (Minsk Economic News 1996a, 1996c,
1996d; Sobranie Ukazov 1996b). Bereits im
Oktober 1995 waren zwei große staatliche Ban-
ken miteinander fusioniert und eine Verlage-
rung von Einlagen bei anderen Banken hin zu
der neu geschaffenen Bank angeordnet worden.
Mitte 1996 wurde dann der ohnehin hohe staat-
liche Anteil am Kapital des Bankensystems
noch weiter aufgestockt. Dies geschah nicht
durch eine explizite Nationalisierung der Ban-
ken, vielmehr wurden Kapitalanteile des Staa-
tes, deren Wert durch die Neuemission von Ak-
tien im Laufe der Zeit gesunken ist, indexiert.
Ferner wurden mehrere kleinere Banken mit
einer derjenigen Großbanken verschmolzen, die
gezielt zur Finanzierung von Investitionspro-
jekten eingesetzt werden sollen. Darüber hinaus
wurde durch ein Dekret des Präsidenten, das
die Gehälter im Bankensektor an die allgemei-
ne Lohnentwicklung koppelt, die Möglichkeit
der Banken begrenzt, qualifiziertes Personal an-
zuwerben. Kredite von mehr als 10 000 Dollar
müssen von der Zentralbank genehmigt werden,
und die Möglichkeiten der Finanzierung von In-
vestitionen durch die Banken wurden einge-
schränkt.
V. Wechselkurspolitik
Trotz der Festlegung eines Kurskorridors von
11 300 bis 13 100 weißrussische Rubel/Dollar
Ende Januar 1996 hat die Zentralbank bis Ende
März 1996 einen Kurs von 11 500 Rubel ver-
teidigt (Schaubild 2).^
5 Durch die damit seit
Frühjahr 1995 verfolgte Fixierung des Devisen-13
Schaubild 2 - Wechselkurs des weißrussischen Rubels


















Kurskorridor 31.01 .-3C 06
11 300-13100
Nominal (linke Skala)
1 2J456789 10 1112 1 234567
1995 1996
aRealer Wechselkurs berechnet auf Grundlage der Verbraucherpreise. Anstieg
= reale Abwertung; 1995:1=100.
Quelle: Interne Arbeitsunterlagen des Internationalen
Währungsfonds, eigene Berechnungen.
Schaubild 3 - Wechselkurs des weißrussichen Rubels zum
russischen Rubel 1995 und 1996
Weißruss. Rubel/russ. Rubel
3,0
1 23456789 1011 12 1 2 3 4 5 6 7
40
aRealer Wechselkurs berechnet auf Grundlage der Verbraucherpreise. Anstieg
= reale Abwertung; 1995: 1=100.
Quelle: Interne Arbeitsunterlagen des Internationalen
Währungsfonds; eigene Berechnungen.
kurses hat sich die reale Aufwertung des weiß-
russischen Rubels von rund 70 vH in 1995 ge-
genüber dem Dollar auch Anfang 1996 fortge-
setzt. Allerdings hat sich die Aufwertungsrate
mit 9vH im 1. Quartal 1996 abgeschwächt.
Zwischen Ende März und Anfang September
1996 wurde dann zwar eine nominale Abwer-
tung des offiziellen Devisenkurses um 24 vH
auf 14 300 Rubel zugelassen. Allerdings wäre
eine Abwertung um etwa 75 vH auf rund
20 000 Rubel erforderlich gewesen, um die seit
März 1995 entstandene Inflationsdifferenz zum
westlichen Ausland auszugleichen. Zumindest
die reale Aufwertung des 1. Quartals 1996 wur-
de im 2. Quartal wieder rückgängig gemacht.
Im Ergebnis hat die in 1995 entstandene
reale Aufwertung der weißrussischen Währung
zum Dollar die Wettbewerbsfähigkeit weißrus-
sischer Exporteure auf den Weltmärkten ver-
schlechtert und den Konkurrenzdruck auf die
heimischen Produzenten von Importsubstituten
erhöht. Als Reaktion auf die daraus resultieren-
de Verschlechterung der Handelsbilanz, auf die
durch die Zinsdifferenz zu Rußland entstande-
nen Anreize zu Kapitalexporten und auf den
Abfluß von Währungsreserven wurden zahlrei-
che Eingriffe in den Devisenmarkt vorgenom-
men. In jüngster Zeit hat sich de facto ein Sy-
stem gespaltener Wechselkurse herausgebildet.
Die im Januar 1996 eingeführte vollständige
Ablieferungspflicht für Exporterlöse (BMWi
1996: 105) wurde im Juni zwar auf 50 vH ge-
senkt, und eine Gebühr auf den Kauf von De-
visen wurde abgeschafft. Der Handel mit De-
visen ist allerdings stark administrativ be-
schränkt; die Kurse der Zentralbank variieren
zum Beispiel nach der Branche eines Unter-
nehmens, das Devisen kaufen oder verkaufen
will. Anfang September lag der offizielle Devi-
senkurs der Zentralbank bei 14 300 Rubel pro
Dollar; der Bargeldkurs schwankte jedoch zwi-
schen 16 000 und 18 000 Rubel, und auch auf
dem Interbankenmarkt wurden bereits im Juli
16 000 Rubel für den Dollar erzielt (Minsk
Economic News 1996b). Ferner wird berichtet,
daß sich zwischen Unternehmen ein Devisen-
schwarzmarkt gebildet hat, auf dem der Dollar
zu einem Kurs von bis zu 17 000 Rubel gehan-
delt wurde. Die Herausbildung eines Devisen-
schwarzmarkts spricht dafür, daß der weißrussi-
sche Rubel überbewertet ist.
Ende Juni wurde der Wechselkurskorridor
auf 13 100-15 000 Rubel pro Dollar für das
2. Halbjahr 1996 angepaßt (Government of
Belarus und European Expertise Service 1996);
ein Präsidialerlaß legte fest, daß der Wechsel-
kurs bis Jahresende auf nicht mehr als 15 500
Rubel steigen soll (Sobranie Ukazov 1996b).
Damit wird die bereits aufgelaufene reale Auf-
wertung des weißrussischen Rubels nicht be-
seitigt.14
VI. Außenwirtschaft
Im Laufe des Jahres 1996 hat sich die Zah-
lungsbilanzsituation gegenüber dem Vorjahr
verschlechtert. Nach den vorliegenden Schät-
zungen wies die Leistungsbilanz bereits für die
ersten fünf Monate ein Defizit von 593 Mill.
Dollar auf; für das Gesamtjahr 1995 hatte das
Leistungsbilanzdefizit lediglich 370 Mill. Dol-
lar betragen (Tabelle 12). Das Handelsbilanz-
defizit lag in den ersten fünf Monaten des
Jahres 1996 bei 718 Mill. Dollar; bis Mitte des
Jahres erreichte es 872 Mill. Dollar (Mini-
sterstvo Statistiki i Analiza 1996g: 4). Selbst
wenn die statistisch nicht aufgliederbaren
Transaktionen von 367 Mill. Dollar in den er-
sten fünf Monaten teilweise nichtregistrierte
Reexporte nach Rußland widerspiegeln, ist der
Trend zu einer Verschlechterung der Handels-
bilanz deutlich.
Diese Entwicklung war vor allem auf höhere
Importe aus den Staaten außerhalb der GUS
zurückzuführen. Diese lagen in der 1. Jahres-
hälfte 1996 bei 1 194 Mill. Dollar, während sie
im entsprechenden Vorjahreszeitraum lediglich
883 Mill. Dollar betragen hatten. Die Exporte
in Staaten außerhalb der GUS betrugen im
1. Halbjahr 1996 noch 817 Mill. Dollar gegen-
über 880 Mill. Dollar im entsprechenden Vor-
jahreszeitraum. Der Handel mit Deutschland
hat sich ungünstiger entwickelt als der Handel
mit Staaten außerhalb der GUS insgesamt. Nach
der deutschen Außenhandelsstatistik schrumpf-
ten die weißrussischen Importe aus Deutsch-
land im 1. Halbjahr 1996 um 16 vH und die Ex-
porte nach Deutschland um 39 vH. Allerdings
war dieser starke Rückgang auf einzelne Wa-
rengruppen begrenzt: Die weißrussischen Ein-
fuhren aus Deutschland verzeichneten vor al-
lem bei Erzeugnissen des Maschinenbaus und
der Elektrotechnik Einbrüche. Dies war darauf
zurückzuführen, daß 1996 die Hermes-Deckun-
gen für Lieferungen nach Belarus kaum noch in
Anspruch genommen werden konnten. Die
weißrussischen Exporte gingen vor allem bei
Kunstfasern und Rohaluminium zurück.
Die Steigerung der Importe und Verringe-
rung der Exporte sind vor allem durch die dra-
matische reale Aufwertung des weißrussischen
Rubels im Jahresverlauf 1995 verursacht.
Selbst durch die administrativen Importbe-
schränkungen — etwa die zehnprozentige Son-
dersteuer auf den Devisenerwerb sowie die Ab-
lehnung von Kaufaufträgen für Devisen für
„nichtessentielle" Importe — konnte der Im-
portanstieg nicht verhindert werden. Hinzu ka-
men vermutlich verstärkte Kapitalflucht durch
Überfakturierung von Importen und Unterfaktu-
rierung von Exporten sowie die genannten Re-
exporte nach Rußland.
Zwar hat die Nationalbank ab Mitte 1996
eine geringe Abwertung des weißrussischen
Rubels zugelassen. Diese reicht jedoch nicht
aus, um das Handelsbilanzdefizit auf ein Maß
zurückzuführen, das mit den freiwilligen Kapi-
talzuflüssen nach Belarus vereinbar ist. Die be-
harrliche Weigerung der maßgeblichen wirt-
schaftspolitischen Entscheidungsträger, die
fehlgeschlagene Wechselkursfixierung zu korri-
gieren, muß schwerwiegende Zweifel an ihrer
grundsätzlichen Reformbereitschaft wecken. In
den Jahren 1994 und 1995 war bereits einmal
ein weitgehend verzerrungsfreies Außenhan-
dels- und Wechselkursregime entstanden, das
auch — wie im letzten Bericht der Institute be-
schrieben — erste Früchte in Form wachsender
„nichttraditioneller" weißrussischer Exporte in
westliche Staaten getragen hatte. Die admini-
strativen Eingriffe in den Außenhandel und den
Devisenmarkt haben diese ohnehin bescheide-
nen Reformschritte zunichte gemacht, ohne daß
dem irgendein wirtschaftlicher Nutzen gegen-
übergestanden hätte.
Belarus hat im Jahr 1996 seine Bemühungen
um eine Vertiefung der wirtschaftlichen Inte-
gration mit Rußland fortgesetzt. So sieht der
Vertrag vom April 1996 in allgemeiner Form
die „Synchronisierung" der nationalen Wirt-
schaftspolitiken in zahlreichen Feldern vor.
Bisher ist nicht erkennbar, ob es hierdurch zu
einer Beschleunigung der wirtschaftlichen
Transformation in Belarus kommen wird; dies
wäre die logische Folge einer tatsächlichen
Synchronisierung, da der Reformprozeß in15







































































































































































,,-" bedeutet Zunahme der Nettoauslandsforderungen.
Quelle: Arbeitsunterlagen der weißrussischen Nationalbank, eigene Berechnungen.
Rußland in vielen Bereichen weiter fortge-
schritten ist.
Wenig ermutigend sind allerdings die prak-
tischen Erfahrungen mit der Harmonisierung
nationaler Politiken im Rahmen der bereits be-
stehenden „Zollunion" zwischen Rußland und
Belarus, der inzwischen Kasachstan und Kirgi-
stan beigetreten sind. Die beteiligten Staaten
haben zwar ihre nationale Souveränität über die
Außenhandelspolitik behalten, sich jedoch zu
einer Vereinheitlichung der tarifären und nicht-
tarifären Maßnahmen und in diesem Zusam-
menhang zu umfassenden Konsultationen ver-
pflichtet. Im Verlauf des Jahres 1996 hat Ruß-
land beim Importzolltarif eine zunehmend pro-
tektionistische Linie verfolgt. Die übrigen Staa-
ten haben sich diesen Änderungen zwar weit-
gehend angeschlossen. Jedoch haben sowohl
Belarus als auch Kasachstan die Zollsätze für
wichtige Gütergruppen abweichend sowohl von
den russischen als auch von den früheren ge-
meinsamen Sätzen festgelegt. Außerdem haben
sowohl in Rußland als auch in Belarus einzelne
Organisationen weitreichende Zollbefreiungen
für Importe aus Drittländern erhalten, ohne daß
geklärt worden wäre, wie ein Reexport der zoll-
befreiten Importe in das jeweils andere Mit-
gliedsland verhindert werden kann. Nach der
Abschaffung der Grenzkontrollen zwischen Be-
larus und Rußland ist hier keine Kontrolle des
Warenursprungs mehr möglich.
Faktisch besteht also zwischen Belarus, Ruß-
land, Kasachstan und Kirgistan zur Zeit eher
eine Freihandelszone mit unterschiedlichen na-
tionalen Politiken gegenüber Drittstaaten als
eine Zollunion mit einer einheitlichen Außen-
handelspolitik. Ohne interne Grenzkontrollen
können die nationalen Politiken z.B. durch Um-
wegimporte leicht unterlaufen werden (Han-
delsablenkung). Es dürfte nur eine Frage der
Zeit sein, bis hieraus praktische Konsequenzen
gezogen werden müssen: Zum einen könnte16
eine echte Zollunion geschaffen werden, deren
supranationale Organe die Außenhandelspolitik
für alle beteiligten Staaten verbindlich festle-
gen. Dies würde insbesondere eine Einigung
der beteiligten Staaten über die Grundlinien der
Außenhandelspolitik sowie über die Verteilung
der Zolleinnahmen voraussetzen. Aus weißrus-
sischer Sicht hätte dies den Vorzug, daß Grenz-
kontrollen zwischen Belarus und Rußland end-
gültig der Vergangenheit angehörten und damit
die Transaktionskosten für etwa die Hälfte des
weißrussischen Außenhandels niedrig gehalten
würden. Dem stünde der Nachteil einer Zoll-
struktur gegenüber, die in der Praxis durch die
Interessen russischer Produzenten und nicht
durch die Interessen der von der Wirtschafts-
struktur her unterschiedlichen weißrussischen
Volkswirtschaft bestimmt würde. Falls hinge-
gen eine echte Zollunion nicht geschaffen wird,
müßten in der faktisch bereits existierenden
Freihandelszone die Ursprungsregeln für den
gemeinschaftsinternen Handel mittels Grenz-
kontrollen zwischen den Mitgliedsländern über-
wacht werden. Damit würde die Notwendigkeit
einer Einigung auf eine gemeinsame Außenhan-
delspolitik gegenüber Drittländern entfallen.
In einem weiteren Abkommen vereinbarten
Belarus und Rußland mit Wirkung zum Jahres-
beginn 1996 einen gegenseitigen Forderungs-
verzicht. Dazu zählen insbesondere „technische
Kredite" Rußlands an Belarus als Zahlungs-
bilanzhilfe aus dem Jahr 1993 sowie weißrus-
sische Zahlungsrückstände aus dem Bezug von
Erdgas von dem russischen Konzern Gasprom.
Die weißrussischen Forderungen bezogen sich
auf die Kosten der Beseitigung ökologischer
Altlasten in ehemals russischen Militärbasen,
auf eingefrorene Guthaben weißrussischer Un-
ternehmen bei der russischen Außenhandels-
bank, auf russische Zahlungsrückstände für
Nuklearmaterial, das im Zuge der Abrüstung
von Belarus an Rußland überstellt worden war,
sowie auf Stationierungskosten für russisches
Militär in den Jahren 1992-1995.
Intern hat die weißrussische Regierung als
Reaktion auf dieses Abkommen die Zahlungs-
rückstände aus Gaslieferungen aller staatlichen
Organe gegenüber der staatlichen Verteilorga-
nisation Beltopgas gestrichen. Da die Beliefe-
rung der privaten Haushalte über kommunale
Netze erfolgt, erstreckt sich die Schuldenstrei-
chung auf einen großen Teil der heimischen
Gasverbraucher. Gleichzeitig wurde die Rück-
zahlung entsprechender Schulden seitens der
Unternehmen gegenüber Beltopgas auf mehrere
Jahre gestreckt. Damit hat die weißrussische
Regierung einen Präzedenzfall geschaffen: Dir
Vorgehen läßt erwarten, daß auch in Zukunft
die Subventionen für den privaten Energiever-
brauch nicht — wie geplant — konsequent zu-
rückgefahren werden und die Unternehmen
auch keine Verschärfung der finanziellen Dis-
ziplin befürchten müssen. Als Reaktion hierauf
hat sich offenbar die Zahlungsmoral der Unter-
nehmen weiter verschlechtert. Beltopgas be-
findet sich gegenüber dem russischen Konzern
Gasprom schon wieder in wachsendem Zah-
lungsrückstand, weil die weißrussischen Ver-
braucher ihre Rechnungen nicht begleichen.
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Mangelnde Transparenz hinsichtlich der An-
wendung marktwirtschaftlicher Regeln kenn-
zeichnet auch weiterhin das Verhältnis von
Belarus zu Rußland. So erhält Belarus Erdgas
zu einem Preis zwischen dem (niedrigen) russi-
schen Inlandspreis und dem Weltmarktpreis.
Gleichzeitig zahlt jedoch der russische Konzern
Gasprom — anders als in der Ukraine und in
Polen — keine Gebühren für die Nutzung von
weißrussischem Territorium für Pipelines zur
Durchleitung von Erdgas nach Westeuropa.
Wenn der russische Inlandspreis und damit
auch der weißrussische Bezugspreis mittelfri-
stig an den Weltmarktpreis herangeführt wer-
den, wird sich diese Regelung für Belarus als
nachteilig erweisen, wenn nicht gleichzeitig
Benutzungsgebühren für die Pipelines erhoben
werden.17
VII. Ordnungspolitische Entwicklung
Ordnungspolitisch sind gegenwärtig keine Re-
formen mehr zu beobachten. In einigen Berei-
chen finden sogar Rückschritte statt. Neben
fehlenden Fortschritten bei der Privatisierung
staatlicher Unternehmen hemmen verschiedene
staatliche Eingriffe in die Wirtschaftsabläufe
die Entwicklung neuer Privatunternehmen und
die Herausbildung marktwirtschaftlicher Struk-
turen.
Die Privatisierung verläuft im Vergleich zu
anderen Transformationsländern weiterhin äu-
ßerst schleppend (Tabelle 13). Im Zeitraum von
1991 bis Mitte 1996 waren nur 1 684 Unter-
nehmen, davon 428 staatliche und 1 256 kom-
munale Unternehmen, entstaatlicht worden. Die
Unternehmen wurden überwiegend in Kapital-
gesellschaften umgewandelt, ohne daß an-
schließend eine tatsächliche (Teil-)Privatisie-
rung stattgefunden hätte. Im staatlichen Sektor
werden noch immer rund 85 vH des BIP erwirt-
schaftet.
Die im Privatisierungsprogramm für 1996
genannte ambitionierte Zielyorgabe, über 500
staatliche und etwa 1 000 kommunale Unter-
nehmen in die Privatisierung einzubeziehen,
wird nicht erfüllt werden (Sobranie Ukazov
1995b). In den ersten Monaten 1996 war das
Programm u.a. aufgrund der Neuregistrierung
der Unternehmen de facto ausgesetzt. Daher
wurden bis zur Jahresmitte nur 89 kommunale
Betriebe privatisiert. Große Staatsunternehmen
wurden noch nicht einmal — wie in den Vor-
jahren — in Kapitalgesellschaften umgewan-
delt. Auch ihre Restrukturierung wurde nicht in
Angriff genommen. Beobachtet werden konnte
1996 nur eine Entflechtung öffentlicher Unter-




Im Rahmen der Voucherprivatisierung ist die
Frist für die Ausgabe der Schecks bis zum
1. Juli 1997 verlängert worden.
1
8 Im Jahr 1996
ist trotz des geringen Angebots an zu privatisie-
renden Objekten die Scheckausgabe vorange-
kommen. Zum 1. August hatten 73 vH (1. De-
zember 1995: 54,5 vH) der berechtigten Perso-
nen einen Antrag auf Zuteilung der Schecks ge-
stellt (Belorusskij rynok Nr. 34 aus 1996: 6).
Von diesen haben fast 80 vH ihr Zertifikat er-
halten. Nur ein Viertel der Bevölkerung hat ihre
Schecks teilweise oder vollständig gegen Antei-
le an Unternehmen oder an den Investment-
fonds eingelöst. Die bislang noch nicht verwen-
deten Eigentumsschecks sollen in Schecks zur
Privatisierung von Wohnungen umgetauscht
werden können (Belorusskij rynok Nr. 33 aus
1996: 6). Zwischen 1989 und 1996 wurden nur
Tabelle 13 - Zahl privatisierter und umgewandelter Unternehmen nach Eigentumsform und Privatisierungsverfahren 1991—
1996
Privatisierte und umgewandelte Unternehmen
Republikseigentum
privatisiert durch:
Verkauf verpachteten Eigentums an Pächter
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Quelle: Belorusskij rynok Nr. 31 aus 1996: 14.18
665 700 Wohnungen verkauft; dies entspricht
lediglich 37 vH der ursprünglich zur Privatisie-
rung vorgesehenen Einheiten (Ministerstvo Sta-
tistiki i Analiza 1996b: 97). Die Zahl der im
Monatsdurchschnitt privatisierten Wohnungen
ist im 1. Halbjahr 1996 auf 6 730 (1995: 9 400)
gefallen. Das abnehmende Tempo weist bei
dem hohen verbliebenen Bestand zu privatisie-
render Wohnungen auf Verzögerungen der
Wohnungsprivatisierung hin.
Der Umfang des privaten Sektors wird neben
der Privatisierung bestehender Unternehmen
auch von Neugründungen bestimmt. Der Markt-
zutritt wurde lange Zeit erschwert und im Jah-
resverlauf 1996 sogar vollständig verhindert.
Am Jahresanfang 1996 war zunächst die Re-
gistrierung neuer Unternehmen eingestellt wor-
den. Seit Sommer müssen sich die privaten
Betriebe — ebenso wie die staatlichen Un-
ternehmen — neu registrieren lassen (Sobranie
Ukazov 1996a).
1
9 Die Neuregistrierung, die bis
zum 1. Januar 1997 abgeschlossen sein soll, ist
an eine Reihe höchst dubioser Bedingungen ge-
knüpft. So sollen Betriebe geschlossen werden,
deren Management nicht am Unternehmens-
standort gemeldet ist, oder die eine andere als
in den Gründungsdokumenten vorgesehene Tä-
tigkeit ausüben. Eine Betriebsschließung ist
weiterhin vorgesehen, wenn ein Unternehmen
seinen Gewinn zu gering ausgewiesen, Steuern
hinterzogen hat oder Verlust ausweist. Würde
letztere Bestimmung tatsächlich angewandt, so
müßten auch die staatlichen Verlustbetriebe ge-
schlossen werden. Da diese bislang vor Insol-
venzverfahren verschont wurden, ist zu erwar-
ten, daß vor allem privaten Unternehmen die
Neuregistrierung verweigert werden soll. Pri-
vate Neugründungen werden gleichzeitig da-
durch erschwert, daß es den Anteilseignern von
aufgelösten Unternehmen mit Steuerschulden
verboten ist, einen Betrieb zu eröffnen. Außer-
dem soll die Zahl nichtstaatlicher Unternehmen
im Handel reguliert, also der freie Marktzutritt
in diesem Bereich beschränkt werden. Auf-
grund dieser Maßnahmen ist 1996 eher mit




Parallel zur langsamen Privatisierung staatli-
cher Unternehmen und zur Behinderung der
privaten Unternehmen erhöht der Staat seine
Einflußnahme auf wichtige Wirtschaftszweige,
u.a. auf den Bankensektor. Darüber hinaus sol-
len nach russischem Vorbild „Finanz-Indu-
strielle Gruppen" gebildet werden. Das grund-
legende Dekret von November 1995 erwähnt
ausdrücklich die Beteiligung russischer juristi-
scher Personen an diese Gruppen (Sobranie
Ukazov 1995a).
2
1 Der Anreiz für Banken und
Unternehmen, sich zusammenzuschließen, liegt
u.a. in den vom Staat in Aussicht gestellten
Vergünstigungen wie Garantien für Investi-
tionskredite.
2
2 Zudem kann einer „Finanz-Indu-
striellen Gruppe" als Treuhänder das staatliche
Aktienpaket an den Gruppenmitgliedern über-
tragen werden. Dabei ist entsprechend der un-
zureichenden Kommerzialisierung des Unter-
nehmens- und Bankensektors ein effizienter
Umgang mit den staatlichen Anteilen nicht ge-
währleistet, und es ist auch nicht zu erwarten,
daß die Banken an den an ihrer Gruppe betei-
ligten Unternehmen eine Restrukturierung ein-
leiten werden. Darüber hinaus dürfte der Staat
seine Entscheidung über die Auswahl der zu
begünstigenden Gruppen und die Höhe der ge-
währten Unterstützungen nicht anhand von
ökonomischen Kriterien treffen und den Struk-
turwandel in die falsche Richtung lenken.
Bei der Liberalisierung von Preisen und
Märkten hatte Belarus in der Vergangenheit
zwar Fortschritte gemacht. Liberalisierungs-
maßnahmen wurden aber teilweise oder vor-
übergehend zurückgenommen. Neben den Ein-
griffen in den Devisenmarkt ist hierfür die
Preispolitik ein Beispiel. Anfang 1996 bestan-
den Höchstpreise nur noch für einige Güter des
Grundbedarfs, u.a. für Energie. Ende August
1996 indes wurden per Dekret nicht nur die
Preise für einige Nahrungsmittel bis Jahresende
eingefroren, sondern der Präsident hat zudem
verfügt, daß die Preise generell nur noch maxi-
mal entsprechend des Anstiegs der Löhne zu-
nehmen dürfen. Staatliche Stellen sind für die
Preisregulierung zuständig (Nacyjanal'naja
Economicnaja Gazeta 1996).
Die künftige ordnungspolitische Entwick-
lung ist vor dem Hintergrund des am 2. April
1996 mit Rußland geschlossenen und am 29.19
August in Kraft getretenen Unionsvertrags zu
sehen. Im Vertrag ist u.a. festgehalten, daß bei-
de Staaten natürlichen Personen gleiche Eigen-
tumsrechte gewährleisten und die Gesetzge-
bung auf dem Gebiet der Antimonopolpolitik,
der Steuern und staatlichen Unterstützungen für
die Produktion vereinheitlichen. Auf den ge-
nannten Gebieten bestehen zwar auch in Ruß-
land noch gravierende Mängel. Da Rußland je-
doch insgesamt in der ordnungspolitischen Ent-
wicklung weiter vorangeschritten ist, könnten
von der Union wichtige Impulse für die Ge-
staltung der Ordnungspolitik in Weißrußland
ausgehen. Allerdings wurden bislang von weiß-
russischer Seite kaum konkrete Schritte unter-
nommen, die Integrationsbemühungen auch
umzusetzen.
Die im Unionsvertrag angekündigten ord-
nungspolitischen Schritte werden dadurch in
Frage gestellt, daß der Präsident die hierzu not-
wendige Gesetzgebung behindert. Zudem wei-
gert er sich Dekrete aufzuheben, die das Ver-
fassungsgericht für nicht verfassungskonform
erklärt hat (Frankfurter Allgemeine Zeitung
vom 4. September 1996: 7). Darüber hinaus hat
er Änderungen der Verfassung vorgeschlagen,
die ihm mehr Rechte bei der Bestellung der
Verfassungsrichter einräumen und es ihm erlau-
ben würden, teilweise die Senatoren des neu zu
schaffenden Senats zu ernennen. Im für No-
vember geplanten Referendum soll auch über
das private Eigentum an Grund und Boden ab-
gestimmt werden, das vom Präsidenten strikt
abgelehnt wird.
VIII. Zusammenfassung und Ausblick
Unter den mittel- und osteuropäischen Ländern
stellt Belarus seit Jahren eine Ausnahme dar:
Zu keinem Zeitpunkt hatte der Transforma-
tionsprozeß jene kritische Masse erreicht, die
eine Umkehrbarkeit der politischen und wirt-
schaftlichen Reformen ausschließt. Die Glaub-
würdigkeit des Reformprozesses und der Stabi-
lisierungspolitik blieb immer in Frage gestellt.
Mit einem Anteil von gegenwärtig 85 vH am
BIP ist der staatlich kontrollierte Sektor der
größte unter allen Transformationsländern. Die
Umstände der Neuregistrierung privater Unter-
nehmen und die faktisch abgebrochene Priva-
tisierung großer staatlicher Unternehmen lassen
nun befürchten, daß eine Transformation zu
einer Marktwirtschaft nicht mehr das Ziel der
Politik ist. Dafür sprechen auch die Wiederein-
führung von Preis- und Devisenmarktkontrollen
und die schleichende Rezentralisierung des
Bankensektors.
Die Kosten dieser Restauration versucht die
weißrussische Regierung seit Jahren vor allem
auf Rußland abzuwälzen. Die Streichung eines
Teils der russischen Forderungen aus ohnehin
subventionierten Gaslieferungen zu Beginn des
Jahres mag diese Hoffnungen bestärkt haben.
Ungeachtet des Forderungsverzichts zeichnen
sich gravierende Folgen der Reformrückschritte
im laufenden Jahr ab: Die Investitionen werden
erneut massiv rückläufig sein, und auch die
Realeinkommen werden abnehmen. Zusätzlich
hat sich der seit Ende 1995 zu beobachtende
massive Abfluß von Währungsreserven im Zu-
sammenhang mit der Verschlechterung der Lei-
stungsbilanz fortgesetzt. Die Industrieproduk-
tion nimmt zu, dies überträgt sich allerdings
nicht in einen entsprechenden Anstieg der ge-
samtwirtschaftlichen Wertschöpfung. In Über-
einstimmung mit Schätzungen des Internationa-
len Währungsfonds sehen die Institute unter den
reformwidrigen Rahmenbedingungen für das
laufende Jahr keine Trendwende. Nach ihrer
Einschätzung wird das BIP auch 1996 schrump-
fen, und zwar in einer Größenordnung bis zu
5vH.
Im Staatshaushalt war eine deutliche Ver-
schiebung der Subventionspolitik von der Aus-
gaben- zur Einnahmenseite in Form von selek-
tiven Steuernachlässen und -Vergünstigungen
zu beobachten. Ein Anstieg des Budgetdefizits
konnte letztlich auch deshalb vermieden wer-
den, weil die weißrussische Regierung russi-
sche Forderungen aus laufenden Gaslieferun-
gen nicht fristgerecht bediente. Offensichtlich20
erhofft sie sich erneut einen Forderungsver-
zicht; dieser belief sich 1995 auf nennenswerte
7 vH des BIP. Die Durchreichung dieser Schul-
denstreichung an den Energiesektor und damit
die Energieverbraucher in der Industrie hat die
Subventionsmentalität konserviert.
Auf Seiten der Geldpolitik mehren sich an-
gesichts einer neuerlichen Kreditexpansion zur
Befriedigung diverser Ansprüche an das So-
zialprodukt die Anzeichen, daß monetäre Stabi-
lität in Zukunft keine Priorität erhalten wird.
Diese Befürchtung wird vor allem durch die
willkürlichen Eingriffe des Präsidenten in die
Autonomie der Nationalbank genährt. Dafür
spricht auch die Renaissance der Notenbank-
kreditvergabe über zentralisierte, niedrig ver-
zinste Kredite. Somit gerät die Geld- und Kre-
ditpolitik in das Fahrwasser einer administra-
tiven Lenkung der Ressourcenvergabe.
Vor diesem Hintergrund werden die Erfolge
bei der Inflationsbekämpfung — Rückgang der
Geldentwertungsrate auf unter 50 vH für
1996— aller Wahrscheinlichkeit nach nicht
von Dauer sein. Zum einen sind sie insofern der
Schuldenstreichung durch Rußland zu verdan-
ken, als indirekt auch das Budget entlastet und
notwendige Preisanpassungen vermieden wur-
den. Zum anderen haben ein überbewerteter
Wechselkurs und der damit verbundene starke
Anstieg der Importe preisdämpfend gewirkt.
Schließlich trägt die Ausweitung der Preiskon-
trollen zu einer zurückgestauten Inflation bei,
die einen zukünftigen neuerlichen Reforman-
fang mit einer Anpassungsinflation belasten
muß.
Die Hoffnungen der weißrussischen Führung
auf eine ständige externe Alimentierung der
verschiedenen Ansprüche an das Sozialprodukt
könnten sich schnell als trügerisch erweisen.
Eine Wiederholung der Schuldenstreichung
durch Rußland ist nicht garantiert. Nach wie
vor sind keine ernsthaften Schritte zur Ein-
führung der Währungsunion zu beobachten,
von der Belarus zu profitieren gedenkt. Hinzu
kommt, daß Kredite und Finanzhilfen aus dem
Westen faktisch eingestellt worden sind. Unter
diesen Umständen muß die sich abzeichnende
Umorientierung in der Geldpolitik im Verein
mit der strukturkonservierenden Fiskal- und
Einkommenspolitik zu einem steigenden Infla-
tionsdruck führen. Dies löst einen Domino-Ef-
fekt aus: Noch bestehende Freiheiten auf dem
Gebiet der Preisbildung, der privaten Wirt-
schaft und der Außenwirtschaft werden unwei-
gerlich beseitigt. Ein Beispiel dafür liefert die
Wechselkurspolitik. Der Versuch, einen über-
bewerteten Kurs zu verteidigen, hat zu einem
Anstieg des Leistungsbilanzdefizits und zu
einem Abfluß von Währungsreserven geführt.
Nötig wäre eine entschiedene Korrektur der
Überbewertung. Die Logik der Restauration hat
statt dessen zu Devisenkontrollen geführt. Um
diese Logik zu brechen und das Reformpoten-
tial zu nutzen, ist ein ordnungspolitischer Neu-
anfang notwendig. Voraussetzung dafür sind
deutliche und glaubwürdige Verpflichtungen
der wirtschaftspolitischen Handlungsträger. An
allererster Stelle ist das Recht auf privates Ei-
gentum an Produktionsmitteln, einschließlich
Grund und Boden, zu garantieren. Dieses Prin-
zip muß auch in der Rechtswirklichkeit durch-
gesetzt werden. Darüber hinaus gehören die
Rechtsstaatlichkeit und Gewaltenteilung zu
dem Fundament, ohne das alle ablaufpoliti-
schen Empfehlungen hinfällig werden.
Im Mittelpunkt dieser Ablaufpolitik muß die
Beseitigung der Überbewertung stehen. Diesem
Ziel kann ein Wechselkursanker dienen, wenn
die Währung in der jetzigen Situation einma-
lig auf ein Unterbewertungsniveau abgewertet
wird. Die Erfahrungen Polens und der Tsche-
chischen Republik belegen, daß ein Wechsel-
kursanker allein zwar kein radikales Reform-
programm erzwingen, aber ein vorhandenes Re-
formpotential freisetzen kann. Dieses Potential
ist in Exportbranchen vorhanden, umfaßt je-
doch auch den Abbau der verschwenderischen
Nutzung von Energieressourcen und mehr Ent-
faltungsspielraum für heimische importsubsti-
tuierende Industrien (einschließlich Landwirt-
schaft).
Der Anker kann nur dann halten, wenn er
von einer geeigneten Geld-, Fiskal- und Lohn-
politik begleitet wird. Dazu gehört, daß
- die Rückkehr zu einer expansiven Geld- und
Kreditpolitik mit dem Ziel, Preiseffekte der21
Abwertung zu kompensieren, bindend ausge-
schlossen ist,
- die Einnahmensituation in den öffentlichen
Haushalten durch Streichung von Steuerver-
günstigungen und durch Verbreiterung der
Besteuerungsbasis nachhaltig verbessert
wird,
- sich die Lohnpolitik an der Produktivitätsent-
wicklung orientiert und damit ebenfalls hart
gegenüber Forderungen nach Kompensation
von abwertungsbedingten Realeinkommens-
einbußen bleibt.
Der Übergang zu einem flexibleren Wechsel-
kursanker ist zu gegebener Zeit, d.h. nach
einem erfolgreichen Aufbau von Devisenreser-
ven und wiedergewonnener Glaubwürdigkeit
des Reform- und Stabilisierungskurses, in Er-
wägung zu ziehen.
Vor dem Hintergrund der sich abzeichnen-
den ordnungs- und ablaufpolitischen Entwick-
lung lassen sich folgende Grundlinien der wirt-
schaftlichen Entwicklung im Jahre 1997 zeich-
nen: Eine fortgesetzte Aufwertung des weißrus-
sischen Rubels wird die Handelsbilanz weiter
verschlechtern. Versuchen der Regierung, eine
derartige Entwicklung durch restriktive Maß-
nahmen (verstärkte Devisenbewirtschaftung
und/oder Marktabschottung) aufzuhalten, wer-
den keine Erfolgschancen eingeräumt. Auch
wenn Rußland erneut Defizite finanzieren soll-
te, wird ein Rückgang der Exporte in den
Nicht-GUS-Raum nicht zu vermeiden sein
und Erholungsaussichten beeinträchtigen. Hin-
zu kommen Beeinträchtigungen des nach wie
vor nur schwachen privaten Sektors, der nicht
wie in anderen Transformationsländern Produk-
tions- und Einkommensausfälle im staatlichen
Sektor zu kompensieren vermag. Unter diesen
Voraussetzungen ist auch für das kommende
Jahr noch kein Wirtschaftswachstum zu er-
warten. Vielmehr wird das BIP in einer Grö-
ßenordnung von weiteren 3 vH sinken. Mittel-
fristige Szenarien des Internationalen Wäh-
rungsfonds, denen zufolge für 1997 ein reales
Wachstum von 4 vH erwartet werden könnte,
stehen unter dem expliziten Vorbehalt, daß
Belarus einen überzeugenden Reformkurswech-
sel vornimmt. Die Institute sehen zur Zeit dafür
keinerlei Anzeichen.
Was die Geldwertstabilität betrifft, so sind
einerseits inflationäre Impulse aus der Geld-
und Kreditpolitik zu erwarten, andererseits je-
doch die statistisch preisdämpfenden Effekte
von administrativen Preiskontrollen. Die offi-
zielle Geldentwertungsrate wird deshalb 1997
nicht wesentlich unterhalb einer durchschnitt-
lichen Jahresrate von 50 vH liegen.22
Endnoten
1 Der Rückgang der wirtschaftlichen Aktivitäten wird im folgenden ausschließlich anhand der offiziellen Statistiken
ausgewiesen. Diese Quellen berücksichtigen nicht die aus verschiedenen Forschungsprojekten der Weltbank gewonnene
Vermutung, daß der Rückgang der wirtschaftlichen Aktivitäten in den GUS-Staaten wegen Nichterfassung der privat-
wirtschaftlichen Aktivitäten und der Redundanz von Teilen der staatlichen Produktion zu Beginn der Transformation in
Wirklichkeit deutlich geringer war, als in den offiziellen Statistiken ausgewiesen wurde. Eine skeptische Einschätzung
dieser Vermutung findet sich bei Schrettl und Weißenburger (1995: 107 ff.).
2 Ministerstvo Statistiki i Analiza (1995d: 5; 1996d: 9; 1996f: 84).
3 Ministerstvo Statistiki i Analiza (1996b: 30 ff.; 1996d: 157; 1996f: 34 f., 159 ff.).
4 Der Wert der abgesetzten Produktion war im 1. Halbjahr 1996 um 16 vH niedriger als der Wert der erzeugten
Produktion.
5 Ministerstvo Statistiki i Analiza (1996b: 73; 1996e: 205; 1996f: 86).
" Einschließlich der Einkommen aus Tätigkeiten bei Botschaften und im Ausland. Vom Ministerium für Statistik wurden
die Geldeinkommen für 1995 korrigiert. Der Anteil der Einkommen aus Unternehmertätigkeit und der übrigen Ein-
s kommen wurde für den Zeitraum Januar-Juli 1995 von 21,1 vH auf 29,4 vH geändert.
7 Ministerstvo Statistiki i Analiza (1996b: 85; 1996f: 63).
° Bei der Berechnung des Kassendefizits werden nur die tatsächlichen Zahlungseingänge und -ausgänge berücksichtigt.
Die Zahlungsrückstände der öffentlichen Haushalte werden nicht erfaßt.
9 In dem konsolidierten Haushalt werden der Staatshaushalt und die Haushalte der nachgeordneten Gebietskörperschaften
zusammengefaßt. Die Ausgabenseite des konsolidierten Haushalts repräsentiert nicht die Staatsquote, da zahlreiche
fiskalische Aktivitäten in außerbudgetäre Fonds verlagert wurden.
1" Nach Schätzungen des Internationalen Währungsfonds belief sich das Defizit des außerbudgetären Sozialversicherungs-
fonds auf 1,2 vH des BIP. Verursacht wurde das Defizit danach vor allem durch wachsende Pensionszahlungen.
1
1 Von untergeordneter Bedeutung bei der Haushaltsfinanzierung werden nach dem Haushaltsgesetz dagegen die
Einnahmen aus der Privatisierung sein.
1
2 Sofern nicht anders vermerkt, beziehen sich die Zahlenangaben dieses sowie des folgenden Abschnitts auf Arbeits-
unterlagen des Internationalen Währungsfonds.
" Unklar ist noch, welchen Einfluß die seit Anfang Juli geltenden gestaffelten Mindestreservesätze auf den Geldmulti-
plikator haben. Statt bisher 12 vH ihrer Rubeleinlagen und 10 vH ihrer Deviseneinlagen müssen die weißrussischen Ge-
schäftsbanken nunmehr Reserven in Höhe von 15 vH aller Einlagen mit einer Laufzeit von bis zu einem Monat, 10 vH
auf Einlagen von mehr als einem und weniger als drei Monaten und 5 vH auf Einlagen von mehr als 3 Monaten Laufzeit
halten (Nacyjanalnij Bank 1996).
1
4 Betrachtet werden die Verbindlichkeiten der Unternehmen insgesamt (kreditorskaja sadolnost). In diesen sind auch Ver-
bindlichkeiten gegenüber dem Ausland — insbesondere Rußland — enthalten. Der Anteil der Auslandsverbindlich-
keiten gegenüber Unternehmen ist im 2. Quartal 1996 leicht gesunken und lag im Juli bei rund 12 vH.
^ Zum russischen Rubel wurde bisher keine feste Parität verteidigt; seit März 1996 hat sich der weißrussische gegenüber
dem russischen Rubel sowohl nominal als auch real abgewertet (Schaubild 3).
1
6 Von Anfang Februar bis Mitte September 1996 sind Rückstände in Höhe von 165 Mill. Dollar aufgelaufen (OMRI Daily
DigestNr. 181 vom 18.9.96).
1' Angaben für den Zeitraum Januar-April 1996 in Government of Belarus und European Expertise Service (1996: 14,
Anhang Tabelle 9.3).
1
8 Vgl. zur Voucherprivatisierung DIW et al. (1994).
1
9 Vgl. zu den Bestimmungen des Dekrets auch Minsk Economic News Nr. 11 aus 1996: 6.
2^ Allerdings ist die Politik hinsichtlich des privaten Sektors widersprüchlich. Die kleinen Unternehmen, die von der Neu-
registrierung besonders betroffen sind, sollen ab 1997 durch ein staatliches Unterstützungsprogramm gefördert werden
(Sobranie Ukazov 1996e).
2
1 Erst im Sommer 1996 folgten die rechtlichen Bestimmungen über die Registrierung der Gruppen (Sobranie Ukazov
1996d).
2
2 Darüber hinaus sind weitere staatliche Hilfen möglich, die allerdings in Belarus bislang noch nicht näher bestimmt
worden sind. In Rußland können die Gruppen u.a. ihre Abschreibungsfristen selbständig festlegen (Sobranie
Zakonodatel'stva 1995).23
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